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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 25. Oktober 1958 

8 — 90001 — 4035/58 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung be- 
schlossenen 


Entwurf eines Gesetzes 

über die Statistik der Kosten und Leistungen im 
Güterverkehr mit Kraftfahrzeugen, mit Binnen- 
schiffen und mit Eisenbahnen im Jahre 1959 
(GüVerkStatG 1959) 

nebst Begründung mit der Bitte, einen Beschluß des Deutschen 
Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Verkehr. 

Der Bundesrat hat in seiner 197. Sitzung am 24. Oktober 1958 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen 
den Gesetzentwurf keine Einwendungen zu erheben. 


Für den Bundeskanzler; 

Der Bundesminister für Vertriebene, 
Flüchtlinge und Kriegsgeschädigte 

Dr. Oberländer 


Druck: Bonner Universitäts-Buciidruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger 
Bad Godesberg, Goethestr. 54, Telefon 3551 
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Entwurf eines Gesetzes 

über die Statistik der Kosten und Leistungen im Güterverkehr 
mit Kraftfahrzeugen, mit Binnenschiffen und mit Eisenbahnen 

im Jahre 1959 
(GüVerkStatG 1959) 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

§ 1 

Im Jahre 1959 wird im Güterverkehr mit Kraft- 
fahrzeugen und Kraftfahrzeuganhängern, mit Bin- 
nenschiffen und mit Eisenbahnen eine Bundes- 
statistik durchgeführt. 

§ 2 

Die Statistik umfaßt 

1. eine Erhebung von Kosten und Leistungen 
von Fahrzeugen (Fahrzeugerhebung), 

2. eine Erhebung der Kosten und der Umsätze 
von Unternehmen, die gewerblich Güter be- 
fördern, und der Deutschen Bundesbahn 
(Untern eh menserhebung) . 

§3 

Es werden einbezogen 

1. in die Fahrzeugerhebung 

bis zu 90 000 Kraftfahrzeuge und Kraftfahr- 
zeuganhänger, 

bis zu 1800 Binnenschiffe und 
die Güterwagen auf dem Netz der Deutschen 
Bundesbahn und bis zu 100 anderer Eisen- 
bahnen, 

2. in die Untemehmenserhebung 

bis zu 3500 Unternehmen des Güterkraftver- 
kehrs, 

bis zu 1200 Unternehmen der Binnenschiffahrt 
und 

die Deutsche Bundesbahn sowie bis zu 100 
andere Eisenbahnen. 

§4 

(1) Die Fahrzeugerhebung erstreckt sich 

für Kraftfahrzeuge und Kraftfahrzeuganhänger 
auf eine Woche im Kalenderjahr 1959 mit er- 
gänzenden Angaben für einen Monat, 

für Binnenschiffe 

auf ein Vierteljahr im Kalenderjahr 1959 und 
für Güterwagen der Eisenbahnen 
auf das Kalenderjahr 1959. 


(2) Die Unternehmenserhebung erstreckt sich 
für Unternehmen des Güterkraftverkehrs 

auf das Kalenderjahr 1959 mit ergänzenden An- 
gaben für einen Monat, 

für Unternehmen der Binnenschiffahrt und für 
Eisenbahnen ' 

auf das Kalenderjahr 1959. 

Bei Unternehmen, deren Geschäftsjahr nicht das 
Kalenderjahr ist, tritt an die Stelle des Kalender- 
jahres das nach dem 31. Dezember 1959 abschlie- 
ßende Geschäftsjahr. 

§5 

(1) Erfaßt werden in der Fahrzeugerhebung 

1. bei Kraftfahrzeugen und Kraftfahrzeug- 
anhängern 

a) Angaben zur Kennzeichnung des Hal- 
ters, 

b) Angaben zur Kennzeichnung des Fahr- 
zeuges und seiner Art, 

c) die Fernverkehrsgenehmigung oder 
die Nahverkehrserlaubnis, 

d) Angaben über Leistungen nach Art 
und Menge, über die unmittelbar zu- 
rechenbaren Kosten des Kraftstoffver- 
brauchs und des Personaleinsatzes, die 
Beförderungsteuer und Umsatzsteuer, 
die Kraftfahrzeugsteuer und die Kraft- 
f ah rz eugv e rs i ch e rung ; 

2. bei Binnenschiffen 

a) Angaben zur Kennzeichnung des Eigen- 
tümers, Charterers oder Ausrüsters, 

b) Angaben zur Kennzeichnung des Fahr- 
zeuges und seiner Art, 

c) Heimatort, 

d) Angaben über Leistungen nach Art und 
Menge, über die unmittelbar zurechen- 
baren Kosten des Verbrauchs von 
Kohle und Kraftstoff und des Perso- 
naleinsatzes sowie die Schlepplöhne, 
Schiffahrtabgaben, Hafengebühren und 
die SchiiffsversicheiTung; 

3. bei Güterwagen der Eisenbahnen 

a) Angaben zur Kennzeichnung der Eisen- 
bahnverwaltung, 
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b) Angaben über Leistungen nach Art 
und Menge, über die Beförderung- 
steuer sowie über die anteilig zuzu- 
rechnenden Kosten des Personalein- 
satzes, des Energieverbrauchs und der 
Schadensrisiken, jeweils unterteilt nach 
Fahrzeugarten, Güterarten und Ent- 
fernungen. 

(2) Erfaßt werden in der Unternehmenserhebung 

1. Angaben zur Kennzeichnung des Unter- 
nehmens, 

2. Fahrzeugpark und Schiffspark für den 
Güterverkehr und deren Verkehrsleistun- 
gen, 

3. Zahl und Art der Beschäftigten, 

4. Umsatz, 

5. Kosten nach Kostenarten, 

6. Posten des Jahresabschlusses, 

7. Wert der selbsterstellten Anlagen, 

8. Zugang und Abgang von Anlagever- 
mögen, 

9. durchlaufende Posten. 

Bei den Nummern 3 bis 6 sowie 8 und 9 sind von 
Betrieben, die auch andere Tätigkeiten als Güter- 
verkehr ausüben, besondere Angaben für den 
Güterverkehr zu machen, 

§ 6 

Auskunftspflichtig nach § 10 des Gesetzes über 
die Statistik für Bundeszwecke (StatGes) vom 
3. September 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 1314) sind 

1. für die Fahrzeugerhebung 

die Halter der Kraftfahrzeuge und Kraftfahr- 
zeuganhänger, die Eigentümer, Charterer oder 
Ausrüster der Binnenschiffe und die Eisen- 
bahnen, 


2. für die Unternehmens erhebung 

die Unternehmen des Güterkraftverkehrs und 
der Binnenschiffahrt und die Eisenbahnen. 

§ 7 

Die Statistik wird vom Statistischen Bundesamt 
durchgeführt. 

§ 8 

(1) Das Statistische Bundesamt leitet die Ergeb- 
nisse der Statistik an die Bundesregierung und die 
von ihr bestimmten Stellen weiter. 

(2) Veröffentlichungen von Ergebnissen der Sta- 
tistik sind im Rahmen allgemeiner Darstellungen 
der Kostenstruktur der Wirtschaft ziulässig. Dar- 
über hinaus dürfen Ergebnisse nur in einem von 
der Bundesregierung zu bestimmenden Umfang 
veröffentlicht werden. 

(3) Die Ergebnisse der Statistik, die nach Ab- 
satz 1 weiter geleitet oder nach Absatz 2 Satz 2 
veröffentlicht werden, dürfen Einzelangaben über 
die Deutsche Bundesbahn enthalten. 


§ 9 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

§ 10 

Dieses Gesetz gilt nicht im Saarland. 

§ 11 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver- 
kündung in Kraft. 
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Begründung 


A. Allgemeines 

I. Volkswirtschaftliche und verkehrspolitische 
Notwendigkeit 

1. Der Bundestag hat schon im Jahre 1949 auf die 
Notwendigkeit von Kostenuntersuchungen im 
Verkehr hingewiesen und zuletzt in einer ein- 
stimmig gefaßten Entschließung vom 12. Februar 
19v58 gefordert, daß „ein Selbstkosten vergleich 
zwischen der Bundesbahn, dem gewerblichen 
Güterkraftverkehr und der Binnenschiffahrt zu 
erstellen und bis zum 31. März 1959 vorzu- 
legen'' sei (vgl. Protokoll der 10. Sitzung des 
Deutschen Bundestages am 12. Februar 1958, 
S. 455, 478, 480). 

2. Die Forderung nach Leistungs- und Kostenunter- 
suchungen im Binnenverkehr ist lauch von par- 
lamentarischen Gremien und anderen Stellen er- 
hoben worden. In der zweiten Legislaturperiode 
hat ein Unterausschuß des Bundestags aus Schus- 
ses für Verkehr (Bl eiß- Aus schuß) auf die Not- 
wendigkeit solcher Untersuchungen hingewie- 
sen. Auch in dem Bericht eines auf Initiative 
der Länderverkehrsminister durch den Bundes- 
minister für Verkehr eingesetzten Sachverstän- 
digen- Ausschusses über „Die betriebsfremden 
Lasten und gemeinwirtschaftlichen Verpflichtun- 
gen der Deutschen Bundesbahn" (Wetzler-Gut- 
achten) wird das Fehlen vergleichbarer Kositen- 
unterlagen als wesentlicher Mangel bezeichnet. 
Ferner wird in dem auf Anregung des Bundes- 
ministers für Verkehr gegründeten Sachverstän- 
digen- Ausschuß für die Neugestaltung des Güter- 
tarifs (Beyer- Ausschuß) und schließlich auch in 
zahlreichen Verlautbarungen der Presse darauf 
hingewiesen, daß Unterlagen über die Höhe von 
Kosten und Leistungen der Verkehrsträger drin- 
gend benötigt werden. 

3. Auch international werden solche Untersuchun- 
gen immer wieder gefordert. Beim Binnenver- 
kehrs au sschuß der Wirtschaftskommission für 
Europa (ECE) sind die Probleme der Kostenrech- 
nung im Verkehr gründlich untersucht worden. 
Die Europäische Gemeinschaft für Kohle und 
Stahl (EGKS) hat erst kürzlich einen Bericht 
ihres Ausschusses für Verkehrsträger über die 
Koordinierung des europäischen Verkehrs 
(Kapteyn-Bericht) vorgelegt. In diesem wird aus- 
führlich dargelegt, daß eine Koordinierung und 
Harmonisierung des europäischen Verkehrs nur 
dann sinnvoll und rationell durchgeführt werden 
kann, wenn dafür Sorge getragen wird, daß die 
von den Volkswirtschaften benötigten Verkehrs- 
leistungen jeweils von dem Verkehrsmittel er- 
bracht werden, das sie mit den geringsten volks- 
wirtschaftlichen Kosten darbieten kann. Ins- 
besondere hat auch die Ständige Konferenz 
Europäischer Verkehrsminister (CEMT) auf die 


Bedeutung richtiger Kostenanalysen und Kosten- 
vergleiche hingew^iesen. 

4. Gleiche Überlegungen haben den Bundesmini- 
ster für Verkehr veranlaßt, bereits seit Anfang 
1950 in seinem Selbstkosten- Ausschuß (SKA), 
der aus Vertretern von Praxis und Verwaltung 
gebildet wurde, Grundsätze zu entwickeln, nach 
denen Selbstkostenvergleiche zwischen den Ver- 
kehrsträgern sinnvoll durchzuführen sind. 

5. Die Forderungen und die bereits eingeleiteten 
Maßnahmen gehen von der Erkenntnis aus, daß 
viele verkehrspolitische und tarifarische Ent- 
scheidungen erst dann in befriedigender Weise 
getroffen werden können, wenn ausreichend 
breit fundierte repräsentative Unterlagen für 
einen Kostenvergleich zw'ischen den Verkehrs- 
zweigen und über die wechselseitigen Zusam- 
menhänge zwischen Kosten, Leistungen und Um- 
sätzen zur Verfügung stehen werden. 

6. Gerade bei der Behandlung von tarifpolitischen 
Maßnahmen für die Verkehrsgewerbe haben 
slidi wegen des Mangels an beweiskräftigem 
Zahlenmaterial oft außerordentliche Schwierig- 
keiten ergeben,* die Angemessenheit von Tarif- 
maßnahmen zu beurteilen. Diese Beurteilungs- 
möglichkeit wird erheblich verbessert, wenn aus- 
reichend repräsentative Unterlagen über die 
Leistungen und Kosten des Verkehrs zur Ver- 
fügung stehen, 

7. Die Ergebnisse der vorgesehenen statistischen 
Erhebung werden auch den Verkehrsunterneh- 
mern selbst wertvolle Unterlagen für Maßnah- 
men, zur Rationalisierung ihrer Betriebe liefern 
und auch den Fachverbänden von Nutzen sein. 

8. Die Ergebnisse der Statistik sollen ferner eine 
wesentliche Lücke in den Grundlagen zur Er- 
stellung der Wirtschafts- und verkehrspolitisch 
wichtigen volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung 
schließen. Bisher müssen die Beiträge des Ver- 
kehrs zum Sozialprodukt zum Teil noch auf 
Grund wenig zureichender statistischer Unter- 
lagen geschätzt werden. 


IL Statistische Erhebung 

1. Vor mehr als einem Jahr wurden beim Bundes- 
minister für Verkehr zusammen mit dem Stati- 
stischen Bundesamt Vorarbeiten begonnen, um 
auf breiter Basis Untersuchungen der Kosten 
und Leistungen mit statistischen Mitteln durch- 
zuführen. Diese statistischen Erhebungen kön- 
nen aus den nachstehend dargestellten Gründen 
nicht früher als für das Jahr 1959 durchgeführt 
werden. Die Ergebnisse werden zu dem vom 
Bundestag geforderten Termin noch nicht vor- 
liegen. 
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2. Der Entschluß zur Anwendung der statistischen 
Methode und zur Wahl des Erheb ungsjahres 
1959 wurde aus folgenden Gründen gefaßt: 

a) Die Ergebnisse aller in den vergangenen 
Jahren durchgeführten Kostenuntersuchungen 
in den verschiedenen Verkehrszweigen hat- 
ten neben vielen Vorzügen den Nachteil, 
daß ihnen entweder keine beweisbare Re- 
präsentationskraft innewohnte oder daß sie 
nicht genügend detailliert waren. Zahlen- 
material, das verkehrspolitischen Entschei- 
dungen zugrunde gelegt werden soll, muß 
aber unbedingt auf ausreichend breiter Ba- 
sis repräsentativ gesichert sein und die Zu- 
sammenhänge zwischen Leistungen und 
Kosten genügend tief gegliedert erkennen 
lassen. 

b) Der Verkehr besitzt keinen einheitlichen 
Kontenrahmen. Die Ergebnisse des Rech- 
nungswesens der verschiedenen Verkehrs- 
zweige sind untereinander nicht vergleichbar. 
Sehr viele Klein- und Mittelbetriebe besitzen 
keine ausreichende Buchhaltung und Stati- 
stik. Eine gesetzlich angeordnete Statistik 
bietet die Möglichkeit, die berichtspflichtigen 
Firmen — sofern sie rechtzeitig, d. h. vor Be- 
ginn der Berichtsperiode unterrichtet wer- 
den — zu veranlassen, innerhalb oder neben 
ihrer Buchhaltung die erforderlichen Auf- 
schreibungen einheitlich vorzunehmen. 

c) Das Statistische Bundesamt, das die geplante 
Statistik durchführen soll, besitzt bereits gute 
Erfahrungen auf diesem Gebiet. Es hat im 
Jahre 1952 eine Fahrzeugerhebung über die 
Leistungen im Güterverkehr auf Straßen er- 
folgreich durchgeführt; durch Untern ehmens- 
erhebungen hat es die Kostenstruktur fast 
aller wichtigen Wirtschaftszweige für 1950 
untersucht. 

3. Die Ergebnisse einer statistischen Ermittlung 
würden sehr wenig aus sagen, wenn sie nur glo- 
bale Feststellungen über die Höhe der Kosten 
und Leistungen im Güterverkehr der einzelnen 
Verkehrszweige treffen würden. Die summari- 
schen Ergebnisse wären zudem untereinander 
nicht vergleichbar. Vielmehr ist ein sinnvoller 
Vergleich zwischen den Verkehrszweigen nur 
möglich, wenn Kosten gleichartiger Leistungen 
verglichen werden. Um diesen zu erhalten, wäre 
es notwendig, den Rechnungs werken oder den 
Statistiken der Unternehmen fertig berechnete 
Angaben über die Kosten der verschiedenen 
Leistungsarten zu entnehmen. Die meisten Ver- 
kehrsbetriebe sind aber kaum in der Lage, der- 
artige Berechnungen durchzuführen; keinesfalls 
würden diese Rechnungen einheitlich sein. Durch 
die Statistik, die eine Unternehmenserhebung 
und eine Fahrzeugerhebung umfaßt, werden 
einheitliche Aufschreibungen vorgeschrieben. 
Die Unternehmenserhebung wird es dem Stati- 
stischen Bundesamt ermöglichen, die Kosten und 
Leistungen des Güterverkehrs weitgehend iso- 
liert von allen übrigen Tätigkeiten der Unter- 
nehmen zu errechnen, sehr viel detaillierter als 


für 1950. Die Fahrzeugerhebung bietet die Mög- 
lichkeit, wichtige direkte Kosten den einzelnen 
Leistungsarten zuzurechnen. Diese Erhebungs- 
weise bietet sich im Güterkraftverkehr und in 
der Binnenschiffahrt an, weil hier ein verhält- 
nismäßig großer Teil der Gesamtkosten unmit- 
telbar einzelnen Fahrten zugerechnet werden 
kann. 

4. Bei den Eisenbahnen hingegen können nur we- 
nige Kosten unmittelbar der Fahrt eines Güter- 
wagens zugerechnet werden. Im Grunde genom- 
men kann nur die Beförderungsteuer unmittel- 
bar auf die einzelne Fahrt verrechnet werden. 
Kostenarten hingegen, wie große Teile der Per- 
sonalkosten, die Energiekosten, gewisse Ver- 
sicherungskosten und bestimmte Gebühren, die 
in der Binnenschiffahrt und im Güterkraftver- 
kehr in direktem Zusammenhang mit den ein- 
zelnen Fahrten entstehen, treten bei Eisenbah- 
nen in anderer Form auf. Im Eisenbahnverkehr 
fehlt der eindeutige Zusammenhang zwischen 
den Fahrten der Güterwagen einerseits und den 
Personalkosten sowie den Zugförderungskosten 
andererseits. Es ist daher notwendig, daß, nach 
vorhergehender methodischer Abstimmung mit 
dem Statistischen Bundesamt, die Zurechnung 
der Kosten für Fahrzeugarten, Güterarten und 
Entfernungsleistungen von den Eisenbahn Ver- 
waltungen unmittelbar vorgenommen vTird. 


III. Durchführung und Ergänzung der Arbeiten 

1. Die statistische Erhebung wird ein extensives, 
repräsentativ gesichertes Bild der Leistungen 
und Kosten im Güterverkehr ergeben, das all- 
gemeine Gesetzmäßigkeiten erkennbar machen 
wird. Sie wird, um der Forderung des Deut- 
schen Bundestages nach einem Selbstkostenver- 
gleich weitestgehend zu entsprechen und den 
Verkehrs Verwaltungen für verkehrspolitische 
Zwecke benötigte Unterlagen zu liefern, ergänzt 
werden müssen durch intensive betriebswirt- 
schaftliche Untersuchungen, die nach dem Plan 
des Bundesministers für Verkehr, ausgehend 
von den durch den Selbstkostenausschuß ent- 
wickelten Methoden, durchgeführt werden sol- 
len. Schließlich müssen die dem Güterverkehr 
anteilig zuzurechnenden Wegekosten ermittelt 
werden; diese Arbeiten wurden bereits begon- 
nen. 

2. Statistische Erhebungen der beabsichtigten Art 
werden wegen der starken Belastung der Wirt- 
schaft durch die Befragung und wegen der ho- 
hen Kosten der Aufbereitung nur in großen 
Zeitabständen durchgeführt werden können. Aus 
verkehrspolitischen Gründen erscheint es aber 
erforderlich, auch in der Zwischenzeit die Ent- 
wicklung der Kosten und Leistungen zu verfol- 
gen. Dazu sollen vor allem die vorgesehenen 
betriebswirtschaftlichen Untersuchungen dienen. 
Ferner werden von der Bundesregierung ge- 
plante, in vierjährigen Abständen bei allen wich- 
tigen Wirtschaftszweigen durchzuführende sta- 
tistische Untersuchungen der Kostenstruktur 
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hierzu beitragen. Durch bereits laufende Mo- 
natsstatistiken für den Fernverkehr auf Straßen, 
für die Binnenschiffahrt und für die Eisenbah- 
nen steht weiteres Material über die Entwick- 
lung der Leistungen zur Verfügung. 


B. Einzelne Bestimmungen 

Zu § 1 

Die Statistik wird für das Jahr und für Teile des 
Jahres 1959 durchgeführt. Die Befragten werden 
vor Beginn der jeweiligen Berichtszeiträume auf- 
gefordert, die erforderlichen Aufschreibungen zu 
machen [s. auch A. II. 2. b)]. 

Zu § 2 

1. Die Unterlagen für die Statistik werden auf 
zwei Wegen gewonnen, durch eine Fahrzeug- 
erhebung und durch eine Unternehmenserhe- 
bung [s. auch A. 11. 3.)]. 

2. Durch Zusammenführung der Angaben über die 
Fahrzeuge und der Angaben über die Unterneh- 
men wird es möglich sein, Einblick in die allge- 
meine Gesetzmäßigkeit der Zusammenhänge 
zwischen Kosten, Leistungen und Umsätzen im 
Güterverkehr der drei Verkehrszweige zu ge- 
winnen. 

Die Ergebnisse werden Aufschluß geben über 

a) die Höhe der Kosten und Kostenarten bei 
verschiedenartigen Beförderungsleistungen, 

b) das Zusammenwirken der verschiedenen Be- 
förderungsleistungen und sonstiger Leistun- 
gen zum betriebswirtschaftlichen Erfolg, Ge- 
winn oder Verlust, der Unternehmen. 


Zu § 3 

In die Statistik wird eine repräsentative Auswahl 
von Unternehmen und von Fahrzeugen einbezogen. 
Die Auswahlsätze richten sich danach, in welcher 
Tiefe das Material ausgewertet werden soll. Es 
sollen Feststellungen für Fahrzeugarten, für Fahr- 
ten verschiedener Länge, für Haus-Haus-Fahrten, 
für Zu- und Ablauf-Fahrten, ferner für Güterarten 
und für Gewerbezweige getroffen werden. Aus der 
Unternehmenserhebung sollen ferner unentbehr- 
liche Unterlagen für die volkswirtschaftliche Ge- 
samtrechnung gewonnen werden. Die Auswahlsätze 
sind nach mathematisch-statistischen Methoden er- 
rechnet worden. 

Zu § 4 

1. Für die Fahrzeugerhebung sind im Güterverkehr 
mit Kraftfahrzeugen Aufschreibungen für eine 
Woche und ergänzende Angaben für einen Mo- 
nat vorgesehen. Es ist damit zu rechnen, daß 
Kraftfahrzeuge bei normaler Beschäftigung im 
Verlauf einer Woche, selbst bei Fernfahrten, 
mindestens zwei volle Umläufe abgeschlossen 
haben. Es ist nicht beabsichtigt, Angaben für 


alle in die Erhebung einbezogenen Fahrzeuge 
für die gleiche Woche zu erfragen. Vielmehr 
soll für gleichmäßig über das Jahr verteilte Wo- 
chen berichtet werden, wobei die Gesamtzahl 
der erfaßten Fahrzeuge entsprechend aufgeteilt 
wird. Durch dieses Verfahren sollen saisonale 
Schwankungen ausreichend berücksichtigt und 
Einflüsse besonderer wirtschaftlicher und außer- 
wirtschaftlicher Zufälle, z. B. Betriebsferien, 
Streiks u. ä. ausgeschaltet werden. Bei bestimm- 
ten Kostenarten, die normalerweise monatlich 
anfallen, werden monatliche Angaben verlangt. 

2. Im Güterverkehr mit Binnenschiffen, in dem die 
Umlaufzeiten sehr viel länger sind als im Gü- 
terverkehr mit Kraftfahrzeugen, ist als An- 
schreibezeit ein Vierteljahr angesetzt. Die An- 
schreibezeiten werden über das Kalenderjahr ver- 
teilt. Dadurch wird auch dem Umstand Rechnung 
getragen, daß die Leistungen der Binnenschiff- 
fahrt im besonderen Maße von jahreszeitlichen 
Bedingungen abhängig sind. 

3. Bei den Eisenbahnen und insbesondere bei der 
Deutschen Bundesbahn werden entsprechende 
statistische Feststellungen schon seit jeher lau- 
fend für Kalenderjahre und für Jahresdurch- 
schnitte getroffen. 

4. Die Unternehmenserhebung erstreckt sich auf 
ein Jahr, und zwar im allgemeinen auf das Ka- 
lenderjahr 1959. Nur in den gerade im Verkehr 
seltenen Fällen, in denen das Geschäftsjahr vom 
Kalenderjahr abweicht, tritt an die Stelle des 
Kalenderjahres das Geschäftsjahr. Die Unter- 
nehmen des Güterkraftverkehrs, die in der 
Fahrzeugerhebung nur Angaben für eine Woche 
und ergänzende Angaben für einen Monat lie- 
fern, müssen in der Unternehmenserhebung 
einige zusätzliche Fragen für den Berichtsmonat 
der Fahrzeugerhebung beantworten, damit die 
Ergebnisse beider Erhebungen gemeinsam aus- 
gewertot werden können. 

Zu § 5 

1. Für die einzelnen in die Erhebung eiinbezogenen 
Fahrzeuge des Güterverkehrs auf Straßen und 
der Binnenschiffahrt sollen neben Angaben zur 
Kennzeichnung der Art des Fahrzeuges und über 
seinen Inhaber auch genaue Angaben über Lei- 
stungen, unmittelbar zurechenbare Kosten und 
Personaleinsatz in den Berichtszeiten gewonnen 
werden. Es sind für jede Fahrt Aufschreibungen 
über Art und Umfang der Fahrleistungen und 
der Beförderungsleistungen der Fahrzeuge zu 
machen. Die Fahr- und die Stillstandszeiten sind 
festzuhalten. Als zuzurechnende Kosten sind vor 
allem die Kosten des unmittelbaren Personal- 
einsatzes, des Verbrauchs von Kraftstoff und 
Kohle sowie die Beförderungsteuer und die Um- 
satzsteuer für die Beförderungen in der Berichts- 
zeit zu ermitteln. Die Vorschriften des § 5 
Abs. 1 Nr. 1 und 2 gelten als erfüllt, wenn Fir- 
men Angaben über den gesamten Fahrzeugpark 
nach dem Schema des bei der Auswertung 
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vorgesehenen Tabellenprogramms methodisch 
gleichartig aus eigenen statistischen und buch- 
halterischen Leistungs- und Kosten auf Zeichnun- 
gen liefern können. Voraussetzung für dieses 
für die betreffenden Auskunftspflichtigen kosten- 
sparende Erhebungsverfahren ist allerdings, daß 
das Statistische Bundesamt sich vor Beginn der 
Berichtszeit davon überzeugt, daß die Aufzeich- 
nungen der betreffenden Auskunftspflichtigen 
methodisch den Anforderungen der Statistik | 
entsprechen. 

2. Bei den Eisenbahnen können, wie in A. II. 4. 
ausgeführt, die meisten Kostenarten nicht unmit- 
telbar den Fahrten eines Güterwagens zugerech- : 
net werden, vielmehr ist es erforderlich, die 
wichtigsten Kostenarten, wie die Personalkosten, > 
Energiekosten usw., anteilig zuzurechnen. Diese 
Umlegung der Kosten kann nicht auf Grund von 
Angaben, wie sie im Fahrzeugfragebogen für 
die beiden anderen Verkehrsträger enthalten 
sind, durch eine aufbereitende Stelle außerhalb 
der Unternehmen durchgeführt werden. Es kann 
von den Eisenbahnen verlangt werden, daß sie 
diese Berechnungen, die großenteils ohnehin in 
der Betriebsrechnung anfallen, durch ihre eige- 
nen Verwaltungen durchführen lassen. Es wird 
aber in Zusammenarbeit zwischen dem Statisti- 
schen Bundesamt und den Eisenbahnverwaltun- 
gen dafür Sorge getragen werden, daß metho- 
disch nach den gleichen Grundsätzen vorgegan- 
gen wird wie im Güterverkehr auf Straßen und 
mit Binnenschiffen. Insbesondere muß bei der 
Bewertung der Kosten, wie z. B. bei den Ab- 
schreibungen, den Grundsätzen kaufmännischer 
Kalkulation Rechnung getragen werden. Bei 
einer Aufbereitung durch das Statistische Bun- 
desamt von den Grunddaten her würde Doppel- 
arbeit entstehen. 

3. Die Notwendigkeit, methodisch gleiche Wert- 
ansätze bei allen Verkehrszweigen zu wählen, 
gilt auch für die Unternehmenserhebung. In die- 
ser Erhebung soll durch Aufteilung aller wichti- 
gen Kostenarten in Kosten des Güterverkehrs 
einerseits und in Ko:sten sonstiger wirtschaft- 
licher Tätigkeiten andererseits erreicht werden, 
daß in die Berechnung der Kosten des Güter- 
verkehrs nach Fahrzeugarten, Güterarten usw. 
nicht nur die unmittelbar zuzurechnenden Ko- 
sten, sondem auch die übrigen Kosten einbe- 
zogen werden können. 

Zu § 6 

Zur Auskunftserteilung werden in der Fahrzeug- 
erhebung diejenigen Personen verpflichtet, die 
während des Berichtzeitraumes über das Fahrzeug 
Auskunft zu geben vermögen. Die Angaben zur 
Unternehmenserhebung liefert der Unternehmer. 

Zu § 7 

Die Statistik soll zentral durchgeführt werden. 
Grundlagen der Erhebung sind die zentralen Kar- 
teien des Kraftfahrzeugbestandes beim Kraftfahrt- 
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Bundesamt und des Binnenschiffsbestandes beim 
Bundesminister für Verkehr. Die nichtbundeseige- 
nen Eisenbahnen können repräsentativ nur für das 
gesamte Bundesgebiet ausgewählt werden. Eine 
zentrale Aufbereitung der Statistik ist deswegen 
vorgesehen, weil nur beim Statistischen Bundesamt 
entsprechende Erfahrungen vorliegen. Die Auswahl- 
sätze sind aus Gründen der Kostenersparnis zu eng 
gehalten, als daß Sonderfeststellungen in der not- 
wendigen sachlichen Untergliederung auch für 
sämtliche Bundesländer getroffen werden könnten. 

Zu § 8 

1. Die Erhebungen zu der durch das Gesetz ange- 
ordneten Statistik fordern von den Auskunfts- 
pflichtigen Angaben über die Kosten und Lei- 
stungen, die in erheblich weitergehendem Maße 
eine Offenlegung innerbetrieblicher Verhältnisse 
erbringen, als dies bei statistischen Untersuchun- 
gen in anderen Wirtschaftszweigen bisher der 
Fall ist. Durch eine vollständige Veröffentlichrjng 
aller Ergebnisse der Statistik über die Leistun- 
gen und insbesondere über die Kosten würden 
wichtige Kalkulationsgrundlagen der deutschen 
Verkehrszweige jedermann offengelegt werden. 
Andererseits können der Zweck der Statistik 
und das Anliegen der Entschließung des Bundes- 
tages nur erreicht werden, wenn insbesondere 
der Bundesregierung und den federführenden 
Ausschüssen des Bundestages und des Bundes- 
rates die Ergebnisse der Statistik ohne Ein- 
schränkungen zur Kenntnis kommen. Aus die- 
sen Gründen ist vorgesehen, daß 

a) alle Ergebnisse der Statistik der Bundes- 
regierung und den von ihr bestimmten Stellen 
zu geleitet werden und 

b) die Ergebnisse, die über das bei anderen 
Wirtschaftszweigen übliche Maß hinaus die 
Verhältnisse in den untersuchten Zweigen 
der Verkehrs Wirtschaft offenlegen, nur inso- 
weit veröffentlicht werden, als die Bundes- 
regierung zu der Auffassung gelangt, daß der 
deutschen Verkehrswirtschaft und ihren 
Zweigen aus der Veröffentlichung keine 
ernsten wirtschaftlichen Schäden erwachsen. 

2. Im Hinblick auf den Zweck der Statistik ist 
wegen der Vorschriften des § 12 StatGes die 
Bestimmung des Absatzes 3 notwendig; die 
Ergebnisse der Statistik für Eisenbahnen werden 
nämlich weitgehend durch die Angaben eines 
Auskunftspflichtigen, der Deutschen Bundesbahn, 
bestimmt. 

Zu § 10 

Das Saarland soll in die Statistik nicht einbezogen 
werden, weil die Kosten voraussichtlich auch noch 
1959 vor allem wegen der abweichenden Steuer- 
und Sozialgesetzgebung und der Zugehörigkeit des 
Saarlandes zum französischen Währungs- und Wirt- 
schaftsgebiet mit den Kosten der Verkehrszweige in 
den übrigen Teilen der Bundesrepublik nicht ver- 
gleichbar sind. 
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C. Kostenberechnung 

Die Kosten der Statistik werden sich auf 840 000 
DM belaufen. Diese Kosten erwachsen ausschließ- 
lich beim Bund. Sie setzen sich zusammen aus Per- 
sonalkosten für 12 Angestellte für zwei Jahre und 
für 31 Angestellte für ein Jahr in Höhe von ins- 


gesamt 529 000 DM und aus Sachkosten in Höhe 
von insgesamt 311 000 DM. Davon entfallen auf das 
Rechnungsjahr 1959/60 Personalkosten für 43 An- 
gestellte in Höhe von 376 000 DM und Sachkosten 
in Höhe von 174 000 DM. 

Bei den Ländern entstehen keine Kosten. 
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